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Seit Januar 2026 herrscht in Kroatien wieder die Wehrpflicht. Vergangene
Woche wurden die ersten 800 Rekrut:innen eingezogen und in Kasernen
gesteckt,  um die  nun  verpflichtende  Grundausbildung  von  mindestens  2
Monaten  zu  absolvieren,  also  um zu  lernen,  wie  sie  im  Interesse  ihrer
herrschenden Klasse ihre Klassengeschwister erschießen sollen, von denen
sie nur die Staatsbürgerschaft eines anderen Staates trennt. Der Wehrdienst
ist zunächst „nur“ für Männer zwischen 18 und 29 verpflichtend und für
Frauen freiwillig.

Diese  Einführung  der  Wehrpflicht  geht  einher  mit  einer  allgemeinen
Aufrüstung  in  Kroatien  in  enger  Partnerschaft  mit  dem  deutschen
Imperialismus. So kaufte zuletzt der kroatische Präsident Zoran Milanović
über 40 Leopard-Panzer in Berlin für die Streitkräfte.

Der  Verteidigungsminister  Ivan  Anušić  von  der  nationalkonservativen
Regierungspartei  HDZ  (Hrvatska  demokratska  zajednica  –  Kroatische
Demokratische Gemeinschaft) begründete dies v. a. mit einem Verweis auf
den Krieg in der Ukraine und die damit „veränderte Bedrohungslage“.

Blockbildung  und  Militarisierung  auf
dem Balkan
Neben dem Ukrainekrieg werden auch Spannungen mit den Nachbarn auf
dem Balkan als Teil dieser veränderten Bedrohungslage genannt. Die Völker
und  die  Länder  des  Balkans  wurden  schon  seit  Jahrhunderten  von  den
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Großmächten  gegeneinander  ausgespielt.  Heute  geschieht  dies  sowohl
innerhalb und durch die EU und durch einzelne dominierende EU-Staaten als
auch durch andere Großmächte wie die USA, die Russische Föderation oder
China.

Durch eine sehr ähnliche Stellung innerhalb bzw.  zu der  EU stehen die
Balkanländer in einer stetigen Konkurrenz miteinander.  Sie alle befinden
sich  in  einer  halbkolonialen  abhängigen  Stellung  zu  imperialistischen
Staaten.  Deutschland,  Italien  oder  Österreich  dienen  sie  v.  a.  als
Produktionsländer mit niedrigem Lohn und als Lieferanten von billigen, oft
halblegalen Arbeitskräften, andere als Absatzmärkte oder Militärbasen.

Kroatien und Serbien nehmen dabei  eine gesonderte  Stellung ein,  beide
haben  selbst  auch  einen  Führungsanspruch,  der  sich  nach  dem  Zerfall
Jugoslawiens in  den Jugoslawienkriegen ausdrückte.  Auch heute sind die
Beziehungen  zwischen  beiden  Staaten  rassistisch  und  nationalistisch
aufgeladen.  Dies  wird  von  den  imperialistischen  Staaten  ausgenutzt  und
gefördert.

So  wurde  Kroatien  mit  Slowenien  als  einer  der  ersten  Staaten  aus  Ex-
Jugoslawien  vom  Westen  anerkannt  und  war  der  erste  Staat,  in  den
westliches, vor allem deutsches, Kapital floss, während Serbien historisch an
Russland orientiert ist und enge Beziehungen zu ihm pflegt, auch wenn diese
im Zuge des Ukrainekrieges immer mehr auf dem Prüfstand stehen.

Kroatien  dagegen  ist  schnell  in  die  EU aufgenommen worden,  während
Serbien  mit  den  anderen  Ländern  des  Westbalkans  seit  vielen  Jahren
hingehalten wird.

Derzeit gibt es allerdings einen Konflikt mit der Slowakei und Ungarn um die
Insel Krk. Diese gehört zu Kroatien und über sie führt die sog. Adria-Pipeline,
durch welche u. a. russisches Gas und Öl nach Osteuropa fließen, welches
Kroatien aktuell nicht durchlässt. Diese Pipeline läuft auch nach Serbien, was
den  größten  serbischen  Energiekonzern,  welcher  sich  mehrheitlich  in
russischer Hand befindet und aktuell  von diversen westlichen Sanktionen
betroffen ist, auch entscheidend betrifft.



Zudem pflegt Kroatien ein Militärbündnis mit  Albanien und dem Kosovo,
dessen Loslösung von Serbien von diesem nicht anerkannt wird. Kosovo wird
zwar einerseits von den USA und der EU militärisch und politisch kontrolliert
(wie  Bosnien-Herzegowina),  was  wir  als  Sozialist:innen  verurteilen,
allerdings  war  die  Trennung  der  Kosovar:innen  von  Serbien  vollauf
berechtigt aufgrund der rassistischen und nationalistischen Unterdrückung
von Albaner:innen innerhalb Serbiens.

Im  Zuge  der  globalen  Krise  und  sich  immer  weiter  polarisierender
Blockbildung spitzt sich auch der Konflikt zwischen Serbien und Kroatien
aktuell weiter zu. So propagierte Serbiens Präsident Vučić öffentlich, dass es
notwendig sei, aufzurüsten, und dass ein kroatischer Angriff bevorstehe und
dieser nur eine Frage der Zeit sei. Laut Vučić spekuliere Kroatien auf einen
eskalierenden Konflikt  zwischen der NATO und Russland und nannte die
Wiedereinführung der  dortigen Wehrpflicht  als  konkrete Bedrohungslage,
gegen die es aufzurüsten gälte. Diesen Worten lässt Vučić dabei durchaus
Taten  folgen:  So  bestätigte  Vučić  am 12.03.2026,  dass  Serbien  mehrere
chinesische Hyperschallraketen erworben hätte,  wofür  es  von China laut
Vučić auch einen Preisnachlass gegeben habe.

Pushbacks und Aufrüstung der Festung
Europa
Die  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  ist  auch  an  einer  allgemeinen
Aufrüstung  der  EU  zu  sehen,  sowohl  im  Kontext  der  imperialistischen
Blockbildung und der Vorbereitung auf einen interimperialistischen Krieg als
auch als Konjunkturprogramm für die in der Krise steckenden EU-Staaten.
Ein integraler Teil hiervon ist der Rechtsruck innerhalb der EU.

In  Kroatien  findet  dieser  unter  anderem  seinen  Ausdruck  durch  die
Popularität  des  Sängers  Marko  Perković,  welcher  sich  positiv  auf  die
Ustascha,  die  kroatische  faschistische  Bewegung  während  des  Zweiten
Weltkriegs,  bezieht.  Die  Staatsregierung  unterstützte  dessen  Auftritt  in
Zagreb gegen den Willen des dortigen Bürgermeisters.



Ein zentraler Ausdruck dieses europaweiten Rechtsrucks ist der erstarkende
Rassismus  innerhalb  der  EU  und  das  Hochfahren  ihres  Abschiebe-  und
Abschottungsregimes. Kroatien spielt dabei als EU-Grenzland eine zentrale
Rolle. An der Grenze zwischen Kroatien und Bosnien-Herzegowina, welche
eine  der  längsten  EU-Außengrenzen  ist,  finden  regelmäßige,  nach
internationalem  Recht  illegale,  brutale  Pushbacks  durch  die  kroatische
Polizei statt. Die Aufrüstung Kroatiens dürfte damit auch ein wichtiger Teil
der Aufrüstung der EU-Außengrenzen zur rassistischen Abschottung sein.

Für eine europaweite Bewegung gegen
Militarismus!
Gegen die Aufrüstung auf dem Balkan sowie in ganz Europa helfen keine
Bewegungen, welche jeweils (wenn überhaupt) nur den Militarismus eines
Staates, womöglich noch eines anderen und nicht des „eigenen“ angreifen.
Rein  praktisch  stellt  sich  diese  Frage  v.  a.  auch  für  die  vielen  jungen
Menschen,  die  mehrere  Staatsbürgerschaften  haben.  Es  braucht  eine
europaweite koordinierte Bewegung der Arbeiter:innenklasse und der Jugend
gegen die europäische Aufrüstung,  Kriegspropaganda und die Abschiebe-
und  Abschottungspolitik.  Die  Bewegungen  gegen  die  Wehrpflicht  in
Deutschland und Österreich sind dabei gute Ausgangspunkte. Sie werden
jedoch  auch  nicht  konsequent  gegen  die  „eigene“  Wehrpflicht  kämpfen
können,  wenn  sie  dies  nicht  mit  einem  Kampf  gegen  den  Militarismus
europaweit  verbinden.  Schließlich  hängen  auch  die  europäische
Kriegsindustrie  und  ihre  Militarisierung  untrennbar  über  Ländergrenzen
hinweg  miteinander  zusammen.  Um  so  eine  internationale  Bewegung
aufzubauen,  braucht  es  v.  a.  eine  europaweite  strategische  Debatte  zur
Schaffung und Koordination einer solchen Bewegung.

Das Ziel darf dabei nicht nur der Kampf gegen den Militarismus, sondern
muss  der  gegen  das  Europa  des  Kapitals  und  für  die  Vereinigten
Sozialistischen  Staaten  von  Europa  sein.


